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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Neben den drei grossen Regierungsparteien, deren Platz im bundespolitischen
Spannungsfeld weitgehend vorgezeichnet ist, bekundet die Schweizerische Volkspartei
(SVP) noch Mühe, ihren Standort zu definieren. So gelang es der Programmkommission
nicht, neben den schon 1977 genehmigten Grundsätzen und den kurzfristigen
Aktionsprogrammen auch eine neue «Parteiphilosophie» ausarbeiten zu lassen. Die
beauftragte Arbeitsgruppe beschränkt sich deshalb einstweilen auf Einzelprobleme. Für
die Praxis legte Parteipräsident Hofmann Wert auf eine über blosse Zusammenarbeit
hinausgehende Gemeinschaft der bürgerlichen Fraktionen der Bundesversammlung. 

Im Kanton Zürich trat die SVP mit besonderer Härte gegenüber den Jugendunruhen
hervor: so verlangte sie die Bekanntgabe der Namen von wiederholt verhafteten
«Randalierern», und in der Hauptstadt forderte sie Stadtpräsident Widmer (ldu) zum
Rücktritt auf. Es konnte deshalb überraschen, dass sich die Berner Stadtpartei auf die
Gemeindewahlen hin links vom Freisinn zu profilieren versuchte.

Im Südjura gelang es, die 1978 eingetretene Spaltung zu überwinden; der militante
Antiseparatist Paul Gehler wurde durch die Wahl zum Ehrenpräsidenten des
Landesteilverbandes versöhnt. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1980
PETER GILG

Nach der Wahlniederlage der SVP bei den Zürcher Kantonalwahlen trat die gesamte
Leitung samt Sekretariat der SVP Zürich zurück. Hinter diesem Entscheid, der schon
unmittelbar nach den Wahlen in der Luft lag, stand der Druck von Christoph Blocher –
wie der Tages-Anzeiger und die NZZ zu berichten wussten. Der zurücktretende
Parteipräsident Konrad Langhart bestätigte gegenüber der Nachrichtenagentur SDA,
dass Blocher «seinen Einfluss geltend gemacht hat» (Tages-Anzeiger). Dies entspreche
dem bekannten Blocher-Prinzip, wonach Verantwortliche, unabhängig von ihrer Schuld
für einen Misserfolg, die Konsequenzen zu übernehmen hätten. Die Partei wollte neue
Köpfe, um sich gut auf die «alles entscheidenden nationalen Wahlen im Herbst»
vorbereiten zu können. Schon vier Tage nach den Wahlen war Langhart zusammen mit
anderen Partei-Persönlichkeiten auf der Suche nach Ideen, um die beste Lösung für die
Partei zu finden. Gesucht wurde – wie die NZZ schrieb – ein Krisenmanager, der das
Ruder bei der durchgeschüttelten Partei übernehme. Der Tages-Anzeiger
kommentierte Blochers Entscheid als sehr riskant, vor allem wegen des ausgewählten
Zeitpunkts. Eine Partei sei nicht ein Unternehmen – so die Zeitung – und ein Wechsel
an der Parteispitze könnte einen Glaubwürdigkeitsverlust bei der Wählerschaft
verursachen.
Der rund 70-köpfige Parteivorstand organisierte Anfang April eine ausserordentliche
Sitzung, in der Patrick Walder als Interimspräsident vorgeschlagen wurde. Der Entscheid
im Vorstand fiel fast einstimmig. Ausgewählt wurde er – zusammen mit den neuen
Vizepräsidenten Toni Bortoluzzi und Orlando Wyss sowie der neuen Vizepräsidentin
Elisabeth Pflugshaupt – übers Wochenende durch eine von Christoph Blocher
angeführte Arbeitsgruppe, der auch Langhart angehörte. Patrick Walder ist 31 Jahre alt,
Treuhänder und gehört seit 13 Jahren dem Gemeinderat Dübendorf an. Walder soll das
Zürcher SVP-Schiff bis im Herbst, womöglich bis im nächsten Frühling lenken.
Genauere Details über die künftige Strategie gab er nicht bekannt – der Vorstand müsse
die strategische Ausrichtung zu diesem Zeitpunkt noch diskutieren.
In einem Interview mit dem Tages-Anzeiger kommentierte Langhart seine Amtszeit
sowie die Neuwahl von Walder. Langhart bezeichnete seine vor vier Jahren
durchgeführte Wahl als einen Betriebsunfall für die Parteiführung. Der Milizpolitiker
und Biobauer gab zu Protokoll, dass es ihm nicht gelungen sei, die Zürcher SVP nach
seinen Vorstellungen zu formen. Zudem habe er zu wenig (oder gar fast nie) den Kontakt
mit den einflussreichen Parteimitgliedern aufgenommen. Für Langhart war aber klar,
dass die SVP schweizweit im Gegenwind stand – nicht nur in Zürich. Deswegen trage
auch die oberste Leitung der SVP Schweiz Verantwortung für die schlechten
Wahlresultate in den kantonalen Wahlen.
Am 2. Mai wurde Martin Suter zum neuen Parteisekretär nominiert. Die Leitung der
Zürcher SVP war damit wieder komplett. 2

PARTEICHRONIK
DATUM: 29.03.2019
GIADA GIANOLA
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Anlässlich der Suche der FDP nach einer Nachfolge für Parteipräsidentin Petra Gössi
fragte die Aargauer Zeitung im August 2021 die sechs grössten Parteien der Schweiz
nach der finanziellen Entschädigung für die Parteipräsidien.
Ausser der SVP erhielt die Zeitung von allen Parteien Zahlen. Am wenigsten grosszügig
war demnach die GLP: Ihr Präsident Jürg Grossen (glp, BE) erhielt den eher
symbolischen Fixbetrag von CHF 2'500 pro Jahr und keine zusätzliche
Spesenentschädigung. Gegenüber der Aargauer Zeitung gab Grossen an, die Finanzen
der GLP liessen keine höhere Entschädigung zu und sein Lohn seien das Wachstum und
die Sitzgewinne der Partei. Grossens Amtskollege Balthasar Glättli (gp, ZH) von den
Grünen wurde mit CHF 28'000 pro Jahr entschädigt (CHF 16'480 Lohn und CHF 11'520
Spesen). Petra Gössis (fdp, SZ) Lohn bei der FDP betrug CHF 50'000 zuzüglich einer
Spesenentschädigung in nicht genannter Höhe. Die SP liess sich ihr Präsidium
insgesamt CHF 80'000 pro Jahr kosten, wobei auf Co-Präsidentin Mattea Meyer (sp, ZH)
und Co-Präsident Cédric Wermuth (sp, AG) je CHF 35'000 Lohn und CHF 5'000 Spesen
entfielen. Am grosszügigsten war schliesslich die Mitte: Ihr Präsident Gerhard Pfister
(mitte, ZG) wurde von seiner Partei mit rund CHF 100'000 pro Jahr entschädigt; dieser
Betrag setzte sich zusammen aus einer Grundentschädigung, einer Spesenvergütung
und Sitzungsgeldern. Die Mitte war damit die einzige Partei, welche Sitzungsgelder
ausrichtete. Mitte-Generalsekretärin Gianna Luzio erklärte gegenüber der Aargauer
Zeitung, die Mitte gehe für ihr Präsidium von einem 60-Prozent-Job aus, und die
Entschädigung für Pfisters Vorgänger Christophe Darbellay (cvp, VS) bei der damaligen
CVP habe sich in einem ähnlichen Bereich bewegt.
Von der SVP erhielt die Zeitung bloss die Auskunft, dass Parteipräsident Marco Chiesa
(svp, TI) keinen Lohn, aber eine Spesenentschädigung bekomme; deren Höhe nannte die
SVP nicht. Laut der Aargauer Zeitung wird in der SVP allerdings gemunkelt, diese
Spesenentschädigung sei so hoch angesetzt worden, dass sie für mehr als nur die
Spesen reiche. Die Entschädigung ihres Präsidiums hatte bei der SVP – wie auch schon
bei anderen Parteien – für Diskussionen gesorgt, als sie Kandidaturen für die Nachfolge
von Albert Rösti suchte und schliesslich Chiesa fand. 3

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.08.2021
HANS-PETER SCHAUB

Konservative und Rechte Parteien

Die Gründung der BDP erfolgte zunächst in drei Kantonen: Im Juni in Graubünden
(zuerst unter dem Namen BPS, der nach einer Namensstreitigkeit mit einer Kleinpartei
wieder aufgegeben wurde) und in Bern, im August in Glarus. Durch Übertritte von
bisherigen SVP-Vertretern in kantonalen Parlamenten und Regierungen verfügte die
BDP schon bald über rund 50 Sitze in kantonalen Parlamenten und vier Sitze in
kantonalen Regierungen (2 in Graubünden und je einen in Bern und Glarus). Als
Kleinpartei war die BDP in der speziellen Situation, auf Anhieb zwei Vertreter, Samuel
Schmid und Eveline Widmer-Schlumpf, im Bundesrat zu haben. Schmids Sitz ging aber
nach seinem Rücktritt zurück an die SVP. Im nationalen Parlament konnte die BDP mit
vier Vertretern im Nationalrat (Hansjörg Hassler, Brigitta Gadient, Ursula Haller und
Hans Grunder) und einem Ständerat (Werner Luginbühl) bis Ende des Jahres keine
eigene Fraktion bilden. 4

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.09.2008
SABINE HOHL

Anfang Jahr warf die BDP einigen Exponenten der SVP bei der Affäre Hildebrand eine
Doppelmoral vor. Das Ziel sei ein persönlicher Rachefeldzug gewesen. Die BDP wolle
sich hingegen für Sachpolitik einsetzen. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.01.2012
MARC BÜHLMANN

Die gewünschte inhaltliche Abgrenzung der BDP von der SVP, von der sie sich 2008
abgespalten hatte, war auch in der Parolenfassung zu den eidgenössischen
Volksabstimmungen sichtbar. In fünf von zwölf Fällen unterschieden sich nämlich die
Empfehlungen der beiden Parteien. Zwar fassten die Delegierten im Januar die gleichen
Parolen wie die SVP – drei Nein zu Zweitwohnungsinitiative, Ferieninitiative (jeweils mit
grosser Mehrheit bei einer Enthaltung) und Buchpreisbindung (mit 59 zu 41 Stimmen bei
einer Enthaltung) und zwei Ja zu Bausparinitiative (mit 69 zu 38 Stimmen bei zehn
Enthaltungen) und Geldspielbeschluss – diese Empfehlungen entsprachen aber einer
rechtsbürgerlichen Position, da auch die FDP die genau gleichen Parolen fasste. Die
Unterschiede zur SVP zeigten sich in der Folge bei der Parolenfassung im Mai in Glarus,
wo die Delegierten gegen den Vorschlag des Parteivorstandes mit 100 zu 95 Stimmen
zwar wie die SVP ein Nein gegen die Managed Care-Vorlage beschloss, sich mit dem
Nein zur Staatsvertrags-Initiative (mit einer Gegenstimme) und der Stimmfreigabe zur
Volksinitiative „Eigene vier Wände dank Bausparen“ aber von der SVP-Position

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 07.05.2012
MARC BÜHLMANN
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unterschied. Auch das Ja zurJugendmusikförderung und das Nein zur Initiative
„Sicheres Wohnen im Alter“ – beide Parolen wurden von der Parteileitung gefasst –
grenzte die BDP inhaltlich von der SVP ab. Gleich wie die SVP empfahlen die BDP-
Delegierten in Basel allerdings die Initiative „Schutz vor Passivrauchen“ zur Ablehnung.
Im Oktober in Genf befürworteten die Delegierten schliesslich das Tierseuchengesetz,
das von der SVP zur Ablehnung empfohlen wurde. 6

Der im Kanton Genf starke MCG, der bei den nationalen Wahlen im Herbst 2011
überraschend einen Genfer Nationalratssitz gewinnen konnte, war auf nationaler Ebene
auf verlorenem Posten. Mauro Poggia konnte sich als einziger Vertreter keiner Fraktion
anschliessen und war deshalb auch in keiner Kommission vertreten. Der MCG hatte sich
– dort wesentlich stärker als die UDC (SVP) – in Genf mit der SVP überworfen, was mit
ein Grund sein dürfte, weshalb die SVP-Fraktion zwar die Lega, nicht aber den MCG in
ihre Fraktion aufnahm. Den Vorstössen, die Poggia bereits in grosser Zahl eingereicht
hatte, wurden im Parlament bisher kaum Beachtung geschenkt. 7

PARTEICHRONIK
DATUM: 07.08.2013
MARC BÜHLMANN

Fünf Jahre nach ihrer Gründung konnte die BDP auf einige Erfolge zurückblicken. Die
5,4% Wähleranteil bei den nationalen Wahlen und die kantonalen Erfolge hätte der am
2. November vor fünf Jahren in Glarus aufgrund des Ausschlusses der Bündner Sektion
aus der nationalen SVP gegründeten Partei kaum jemand zugetraut. Die Partei war mit
der Abspaltung eines Teils der Berner SVP am 21. Juni 2008 aus der Not geboren
worden und ein eigentlicher Plan lag dabei nicht vor. In der Presse wurde dieser
Umstand hervorgehoben, der die Partei bis heute präge, da sie sich eher an den
herrschenden Umständen als an festen Grundsätzen orientiere. Die Ambivalenz der
Partei sei kennzeichnend; die BDP sei zwar jung, aber bereits Regierungspartei, sie sei
eigenständig, weil sich von der SVP emanzipierend, aber dennoch profillos. Die
Regierungsbeteiligung mache sie zudem stark von der eigenen Bundesrätin abhängig.
Gegen den Vorwurf der Profillosigkeit wehrte sich die Partei mit dem Hinweis, dass sie
die erste bürgerliche Partei gewesen sei, die für den Atomausstieg optiert habe und
auch in der Finanzpolitik eigenständige Positionen einnehme. Der Partei wurde viel
Fleiss attestiert, hatte sie doch innert der fünf Jahre nicht weniger als 17
Kantonalsektionen gegründet und rund 7 000 Mitglieder angezogen. In der NZZ wurde
ein historischer Vergleich mit den früheren Demokraten gezogen, die in den Kantonen
Glarus und Graubünden 1971 mit der damaligen Bauern-, Gewerbe- und Bürgerpartei
(BGB) zur SVP fusioniert hatten. Die Abspaltung von der SVP 2008 sei quasi die
Wiedergeburt der Demokraten. An ihrer Geburtstagsfeier in Chur kündigte die Partei
für die nationalen Wahlen 2015 ein Ziel von 8% Wähleranteil an, die man mit einer
konsequent lösungsorientierten Politik, aber auch durch stärkere Zusammenarbeit mit
der CVP erreichen will. 8

PARTEICHRONIK
DATUM: 04.11.2013
MARC BÜHLMANN

MCG-Mitgründer und „enfant terrible“ Eric Stauffer, war im Berichtsjahr einige Male
Gegenstand der Genfer Schlagzeilen. Anfang Mai musste die Polizei einen Mann
verhaften, der einst Mitglied der Protestpartei gewesen war und Stauffer mehrmals mit
dem Tod bedroht hatte. Auch Mitte Oktober musste die Polizei eingreifen, allerdings
nicht zum Schutz von Stauffer, sondern um ihn aus dem Genfer Grossratssaal zu
begleiten. Der MCG-Politiker hatte sich lauthals beschwert, man verweigere ihm
demokratische Rechte, weil ihm der Ratsvorsitzende nicht erlaubte, einen
Änderungsvorschlag vorzulesen. Aufgrund seiner Unflätigkeit wurde er aus der
Ratssitzung ausgeschlossen, weigerte sich aber zu gehen. Nachdem der Ratspräsident
mit der Polizei drohte, stellten sich die MCG-Parlamentarier schützend vor Stauffer.
Gleich sieben Polizisten waren dann nötig, um den Störenfried aus dem Rat zu geleiten.
Aus Protest verliessen auch die übrigen Vertreter von MCG und alle SVP-
Repräsentanten den Ratssaal. 9

ANDERES
DATUM: 03.05.2014
MARC BÜHLMANN

Die EDU ist die einzige rechtskonservative Partei, die sich in mehreren Kantonen neben
der SVP halten kann. Alle anderen Parteien – etwa die Schweizer Demokraten oder die
Autopartei/Freiheitspartei – sind in den Kantonen verschwunden. Am rechten Rand
gibt es nur noch die Lega und den MCG, die beide die in Grenzgängerkantonen
spezifischen Probleme bewirtschaften, und eben die EDU. Ein Grund für das
Weiterbestehen dürfte die religiöse Verankerung der EDU sein, setzt sich die Partei
doch nach eigener Aussage für eine Ordnung nach biblischen Grundsätzen „im

ANDERES
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 01.01.22 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Vertrauen auf Jesus Christus und die Bibel als Gottes Wort“ ein. Exemplarisch zeigt sich
die politische Nähe der EDU zur SVP-Politik in der Parolenfassung. Nicht selten finden
sich die beiden Parteien alleine gegen alle anderen grösseren Parteien in ihren
Abstimmungsempfehlungen – im Berichtsjahr etwa beim Ja zur Masseneinwanderungs-,
zur Pädophilen- (hier zusammen mit der BDP) und zur
Abtreibungsfinanzierungsinitiative (mit der EVP). Bei letzterer hatte die EDU auch bei
der Unterschriftensammlung geholfen. Allerdings erwies sich die EDU 2014 in zwei
Fällen gar als basisnaher als die SVP: Das Ja zum Gegenvorschlag zur Hausarztinitiative
und zur Goldinitiative wurde nämlich zwar nicht von der SVP-Mutterpartei, aber von
zahlreichen SVP-Kantonalsektionen ergriffen. Die SVP-Basis war also näher bei der
EDU-Empfehlung als bei der Parole ihrer Mutterpartei. 10

Im Januar 2019 wurde bekannt, dass hinter Spenden an verschiedene Kandidatinnen
und Kandidaten der deutschen Partei «Alternative für Deutschland (AfD)» Schweizer
Gelder stehen. Gemäss Artikeln einer Recherchekooperation des Westdeutschen
Rundfunks Köln, des Norddeutschen Rundfunks, der Süddeutschen Zeitung und der
Tamedia habe die Agentur von Alexander Segert dem AfD-Kandidaten Guido Reil
Spenden übermittelt. Der deutsche Staatsbürger Alexander Segert habe gemäss der
Recherche Beziehungen zur SVP, unter anderem war seine Werbeagentur mit Sitz in
Andelfingen (ZH) für verschiedene SVP-Kampagnen verantwortlich gewesen. Unklar war
gemäss Medien, ob Segert auch Spenden an die AfD-Kandidatin Alice Weidel
übermittelt habe, wie erste Berichte hatten vermuten lassen. In Deutschland sind
Parteispenden aus Nicht-EU-Staaten über 1'000 Euro vom Gesetz verboten. Aus diesem
Grund wurde eine Untersuchung der Bundestagsverwaltung und der Staatsanwaltschaft
Konstanz eröffnet. 11

ANDERES
DATUM: 18.01.2019
GIADA GIANOLA

Im April 2019 nahm die Schweizer Presse die Geschichte zu den aus der Schweiz
stammenden Spenden an die «Alternative für Deutschland (AfD)» wieder auf. So
wurde berichtet, dass der Zürcher Milliardär und SVP-Gönner Henning Conle, ein
schweizerisch-deutscher Immobilienunternehmer, der AfD-Spitzenkandidatin Alice
Weidel über eine Schweizer Pharmafirma CHF 150‘000 überwiesen habe. Der
Immobilienunternehmer sei auch Gönner der SVP. Er habe die 100-Jahr-Feier der SVP
finanziell unterstützt, wie die Medien berichteten. Auf der Spenderliste der Feier sei
überdies auch der Name von Alexander Segert gestanden, dem Werbeagenten aus
Andelfingen (ZH), der gemäss Medien den AfD-Kandidaten Guido Reil unterstützt haben
soll. 12

ANDERES
DATUM: 04.04.2019
GIADA GIANOLA

Im April 2019 berichtete die Schweizer Presse über die Ergebnisse der Untersuchung
der illegalen Parteispenden durch die deutsche Bundestagsverwaltung. Diese war zum
Schluss gekommen, dass der AfD-Kandidat Guido Reil und der AfD-Bundesvorsitzende
Jörg Meuthen illegale Parteispenden von einer Agenturfirma aus der Schweiz erhalten
hatten. Die AfD wurde wegen dieser beiden Spenden zu einer Strafzahlung in Höhe von
etwa Euro 400'000 verpflichtet. Die Untersuchungen zu der Spende an die AfD-
Spitzenkandidatin Alice Weidel waren zu diesen Zeitpunkt noch nicht abgeschlossen. 13

ANDERES
DATUM: 16.04.2019
GIADA GIANOLA

Die SVP gewann bei den Ständeratswahlen 2019 ein Mandat (neu: 6 Sitze) hinzu und
blieb damit die viertstärkste Kraft im Stöckli. Wie die NZZ schrieb, konnte die Partei
ihren Aufstieg in den vergangenen Jahrzehnten nie in entsprechende Sitzgewinne im
Ständerat ummünzen. Der Tages-Anzeiger nannte vier Ursachen für die Schwierigkeiten
der SVP, ins Stöckli einziehen zu können. Erstens bekunde die SVP Mühe mit der Bildung
und der Pflege von Allianzen. Diese seien aber wichtig, um zusammen mit anderen
Parteien Tickets für den Ständerat zu formen. Zweitens setze die SVP auf
polarisierendes Personal wie zum Beispiel Roger Köppel: Aggressiv auftretende
Ständeratskandidierende holten kaum Stimmen ausserhalb des engsten
Anhängerkreises und hätten damit geringere Chancen auf Erfolg. Drittens habe die SVP
ein Geschlechterproblem: Die Partei schicke fast ausschliesslich Herren in gesetzterem
Alter ins Rennen. So könne die SVP aber eine jüngere und weibliche Wählerschaft nicht
mobilisieren. Viertens habe die SVP vor allem in der Romandie überproportional
verloren: Hier seien klar die Grünen begünstigt worden. 14

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.10.2019
GIADA GIANOLA
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Im Rahmen der Bundesratswahlen 2019 bestätigte die SVP ihre zwei Sitze im
Bundesrat: Ihre bisherigen Bundesräte Ueli Maurer  und Guy Parmelin wurden mit 213
Stimmen und mit 191 Stimmen von der Bundesversammlung wiedergewählt.
Gespalten zeigte sich die SVP zur Forderung der Grünen nach einem Bundesratssitz. So
zeigten sich einige ihrer Mitglieder mit der Forderung einverstanden. Aus Sicht von
Thomas Aeschi (svp, ZG) etwa, die er in der NZZ darlegte, seien nämlich zwei Parteien
im Bundesrat klar übervertreten: die SP und die FDP. Statt aber den Sitz von Ignazio
Cassis anzugreifen, attackierten einige SVP-Mitglieder den Sitz von Simonetta
Sommaruga. Parteipräsident Albert Rösti (svp, BE) machte aber im Sonntags-Blick
anschliessend klar, dass für die SVP Stabilität und Kontinuität im Bundesrat wichtig
seien, weshalb die SVP offiziell die Kandidatur von Regula Rytz nicht unterstützt habe.
Regula Rytz war zuvor auch nicht zum Hearing der SVP eingeladen worden.
Rösti äusserte zudem seine Skepsis zum von CVP-Parteipräsident Pfister (ZG)
eingebrachten Vorschlag eines Konkordanz-Gipfels, bei dem die Parteipräsidentinnen
und -präsidenten über die grundsätzliche parteipolitische Zusammensetzung des
Bundesrates diskutieren sollten. Rösti war der Meinung, dass die Parteien bereits bei
den Bundesratswahlen 2019 nicht in der Lage gewesen seien, eine bessere Lösung zur
Konkordanz und zur Vertretung der Parteien im Bundesrat zu finden, und dies auch
beim Konkordanzgipfel nicht funktionieren werde. Die Idee, den Bundesrat auf neun
Mitglieder zu erweitern, um der Forderung der Grünen nachzukommen, empfand er
überdies als «unnötige Aufblähung» der Verwaltung. 15

PARTEICHRONIK
DATUM: 11.12.2019
GIADA GIANOLA
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